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Die Einwohnergeme j nde Aesch/BL erltisst , gestützt auf § 4 des Bauge­
setz~s vom 15. J'..lrii 1967 , für das Gebiet "S t e inaeker " Quarticrplan­
vorschr iften , bestc.~e11d aus: 

A. REGLEMENT 

ll . QUARTIERPLAN 

A. REGLEMENT EXEMPLAR DER PLANUNGSSTELLE 

1 . Geltungsberei~h 

Die Quartierplanvorschriften gelten filr das gesamte Areal 
innerhalb des Quartierplan- Perimeters . 

2 . Inhalt 

Die O,uartierplan-Vorschriften regeln : 

- Bau- und ~trasscnlinien, Landabtretungen fUr öffentli che 
Strassei1 i.in<l Anlagen , 

- Art und Ma ss der Nutzung der einzelnen Teile des Quartiers 
und de r Bauten, 

- Gestaltung der Freiflächen . 

Ferne~ enthalten sie Bestinunungen über die Realisierung der 
Quartierplanung und legen fest, unter welchen Voraussetzungen 
sie vom Regierungsrat genehmigt werden können . 

3 . Bau- und Strassenlinien , Landattretunqen 

3.1 Die im Quartierplan festgelegten Bau- und ?trasscnlinien sind 
verbindlich . 

3. 2 Sämtliche im Quartierp lan e r1thaltenen öffentlichen Strassen , 
~'lege und Plätze sind v11n Anfang an auf die ganZP Ausbaubreite 
auszuführen . 

3 . 3 Die Gemeinde erstellt die Verkehrsflächen. Filr die Beitrags­
leistungen der Grundeigentümer an die Bodenerwerbs- und Er­
stellungskosten gilt das Baureglement de r Gemeinde A~sch/BL 
§ 15 + 16 sowie die Ver~inbarung zwischen der Einwoh:i.ergerneinde 
1""\esch/ BL und der Landei 1entilI.terin betreffend Gebühren für Vor­
teilsbeiträge. 

4 . Lage , Grösse und Gestaltung der Bauten 

4.1 Lage und Grösse der Bauten (Grundfläche, Geschosszahl) sowie 
Lage und Zahl der Parkplätze , gemäss Quartie r plan, sind ver­
bindl i ch . Vorbehalten bleiben die Bestimmungen von Ziffer 7.3 
und 7 . 4. Die Erstellung weiterer Bauten ist nicht zulässig . 

7. Rea lisierung der Quartier~lanung 

7 . 1 Für die Realisierung der Quartierplanung hat die Grundeigen­
tümerin auf der Basis einer privatrechtlichen Vereinbarung 
(Quartierplan-Vertrag) eine Baulandumlegung durchzuführen . 

7 . 2 Bei etappenweiser Realisierung der Quartierplan- Uebcrbauung 
sind Nebenanlagen wie ober- 1.1nd unterirdische Autoabstell­
plätze, private Wege und Plätze , Grilnflächen und Kinderspiel­
plätze, entsprechend di:::r Grösse des jeweiligen Bauvolumens, 
mitzuerstellen. 

7.3 Ist die gesamte Erstellung einer Nebenanlage aus finanziellen 
Gründen nicht zumutbar, so kann die Baudirektion auf Antrag 
des Gemeinderates eine teilweise Erstellung bewilligen. 

7 . 4 Ist die teilweise Erstellung einer Nebenanlage aus technischen 
Grü nden nicht möglich . so kann die Baudirektion auf Antrag 
des Gemeinderates provisorische Anlagen bewilligen. 

7.5 Die spätere Parzellierung der neu zugeteilten Grundstücke 
ist gestattet , wenn die 'Jerwirklichung und der Bestand der 
Quartierplanung dadurch nicht in Frage gestellt wird . Solche 
Mutationen bedürfen der Bewilligung des Gemeinderates und 
der Baudirektion. 

7 . 6 Die Besitzer der Reiheneinfamilienhäuser auf der Parzelle 
Nr . 1054 sind verpflichtet, innerhalb des Quartierplan-Peri­
meters pro Haus ein unterirdischer Autoabstellplat~ dauernd 
zu mieten oder käuflich zu erwerben . 

8 . Voraussetzung für die Genehmigung 

Oie Ge11ehmigung der Quartierplan- Vorschriften durch den 
Regierungsrat setzt·voraus, dass 

8 . 1 die Baulanduntlegung, gemäss Ziffer 7 .1 und gemäss § 7 2 des 
Baugesetzes, abgeschlossen ist 

und 

8.2 der Quartierplan-Vertrag von allen beteiligten Grundeigen­
tümern unterzeichnet und öffentlich verurkundet ist . 

9 . Schlussbestimmungen 
9 .1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quar tierplaR- Vor­

schriften . Das Baubewi l ligungsverfahren, gemäss § 22 und 
§§ 25 ff der Vollziehungsverordnung zum Baugesetz, bleibt 
vorbehalten . 

9 . 2 Alle , im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften 
stehenden, früheren Zonenvorschriften sind aufgehoben . 

9 . 3 Oie Quartierplan - Vorschriften treten mit der Genehmigµng 
durch den Regierungsrat in Rechtskraft . 

4 . 2 Abweichungen gcrinofüg!ger Natur der Baukörper, bezilglich \.~~~~~~~~~~~~~ .................. ~ .................. ~~--~~.,..,..,..,...,.,..,...,.,..,..,...,.,.':'! ·1 .;;-;..:;;J!:·-=;.,;.. _J,__; . ·~ :_ .: ...!"\.,;!.\ ~---rl i..:C l:'F .!.Gn, .:; ind m.ög li c'. ., .::i :; f....:J. •• 

sie nicht auffallend sind. Sie bedürfen der Zustimmung des 
Geme inderates im Bewil ligungsve rfa hr en . 

4 . 3 Die Normalgeschosse dürfen von OK Fussboden bis OK Decke 
3.00 Meter nicht übersteigen . 

4 . 4 In den Sockelgeschosse.n , wie sie der Quartierplan vorsieht, 
dürfen nur Keller- und Einstell räume, Treppenhäuser und Ei n­
gangshallen erstel l t werden. Die Höhe OK Sockelgeschoss bis 
Decke ist im Quartierplan durch Höhenkoten, bezogen auf die 
Meereshöhe , festgelegt . 

4 . 5 Die Mehrfami lienhäuser cHlrfen ausse r dem Eingangsvordach keine 
Auskragungen aufweisen. Auf den Flachdd.chern der 1'1ehrf arnili en­
häuser s ind ausser der geme insamen Fernsehantenne nur Liftauf­
bauten, welche um das doppe lte Mass ihrer Höhe von der Fassade 
zurück zu versetzen sind, zulässig . 

4 . 6 Mate rial und Farbe von Fassade, Fenster , Balkonen und Sonnen­
storen aller Baukörper sind so aufeinander abzustlnunen, dass 
e in ästhet isch ansprechender Gesamteindruck entsteht , welcher 
das Quartier als eine bauliche Einheit erschei nen lässt. 

4 . 7 Für das ~real der Quarticrplanung ist nur eine Gemeinschafts ­
antenne für Fernsehen und Radio zul1ssig. 

4 . 8 Die Quartie r p l an -Vorschriften gelten auch für späte r e umbauten 
und Renovationen . 

4.9 Dem Gemeinderat steht bezüglich Gestaltung der Bauten ein 
verbindliches Mitspracherecht zu. 

5 . Art und Mass der Nutzung 

5 . 1 Für das Mass de r Nutzung ist die Zuteilungstabelle der Nutz ­
f l ächen massgebend. 

5 . 2 Geringfügige Nutzungsverlagerun~en zwischen den Grundstücken 
innerhalb des Quartierplan- Pcrineters sind mit Zustimmung des 
Gemeinderat.es und der Baudirektion zulässig, sorern sie die 
Ueberbauung, gemäss Quartierplan, nicht beeinträchtigen . . · ... 

5 . 3 Alle oberirdischen Baukörper sint~ alS .r ~ i n.e Wohnbauten i m 
Sinne der Wohnzonen , gemäss § 16 des Baugesetzes , zu erstellen. 
Oie unterird ischen ll.utoeinsteliräume und die Freizeitr äu.ne .! dü rfen ihrem Zwecke nicht entfremdet werden. 1 

5 . 4 Die Gesamtnutzung der Bauten darf 10 ' 514 m2 nicht übersc 11rei te.n . ·i 
5 . 5 Zur Nutzfläche werden gezählt : 

- Alle Geschossflächen inkl. Umfassungsmauern , Innenw ~inde , 

Treppenhäuser, Lift- und Leitungsschächte . 

Nicht zur Nutzfläche werden gezählt: 

Unter irdische Garagen , Wohnbalkone , allgemein benützbare 
Mieträume, wi e Waschküche , Trocken- und Einstellräume , 
Ke llergeschosse , Eingangshallen (mit Ausnahme der Treppen­
und Liftanlagen) . Pro Wohnung ein Abstellplatz von max. 
5 m2 Grundfläche, ohne natürliche Belichtung. Freizei traum 
und Nebenräume hiezu . ~ · 

6 . Gestaltung der Freiflächen 

6 . 1 Für die Gestaltung und Bepflanzung der Freiflächen ist durch 
d i e Grundeigentümer , nach den Richtlinien des Quartierplanes , 
ein Gestaltungsplan zu erstellen . 

6 . 2 Die Freiflächen der Mehrfamilienhäuser dürfen nicht mit Hecken 
oder Mauern umgeben werden . 

6. 3 Die Ausführung der privaten \Veg - und Platzanlagen hat grund­
sätzlich nach Quartierplan zu e rfolgen. Für die Gestaltung 
der Wege und Plätze sowie für die Delcuchtung dieser Anlagen 
ist durch die Grundeigentümer ein einheitliches Projekt zu 
erstellen . 

6.4 Privatwege mit Zubringerfunktion (Kehricht-, Möbe l- und Kranken­
transport, Feuerwehr) sind mit entsprechendem Unterbau zu ver ­
sehen . 

6 . 5 Spätere Veränderungen am privaten Wegnetz können nur mit zu­
stirrunung von Gemeinderat und Baudirektion vorgenommen werden . 
Die Einheit der Wegbeläge und der Beleuchtung muss dabei er­
ha l ten bleiben . 
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6 . 6 Gleichzeitig mit der Ueberbauung sind die e rford e rlichen 
spielplätze inkl. den dazugehörenden Gerätschaften durch 
Grundeigentümer zu ersteilen . 
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6 . 7 Dem Gemeinderat steht bei der Gestaltung der Freiflächen ein 
verbindliches Mitspracherecht zu . Der Gestaltungsplan , gemäss 
Ziffer 6 .1 und die Projekte für die Gestaltung der Wege und 
Plätze sowie der Beleuchtung, qemäss Ziffer 6 . 4 , bedürfen 
der,Genehmigung des Gemeinderates . Die Ausführung hat den 
genehmigten Plänen zu entsprechen. 

ZUTEILUNGSTABELLE DER NUTZ FLACHEN 

Sämtliche Masse: m2 

1051 1054 2567 

T H E 0 R E T I S C H E R N U T Z U N G S A N S P R U C H 

Netto Landfläche 

Strassenzuschlag 
Abtretung (Mutation 1714) 

Total Landfläche 

Anteil Nutzung zu 55 % 

14' 115 

174 
1 1 501 

15 ' 790 

8 '684,0 

2 ' 722 

28 
456 

3 ' 206 

1 ' 763,0 

122 

122 

67 , 0 

16'959 

202 
1 ' 957 

19 ' 118 

10 ' 514 

2 N U T Z U N G S M U T A T I 0 N LT . Q U A R T I E R P L A N 

Theoretischer Nutzungsan­
spruch 

Parz.Nr.2567 an Nr . 1051 
Parz . Nr.1054 an Nr.1051 

Effektiver Nutzungsan­
spruch 

8'684 

67 
13 

8 '7 64 

1'763 

13 

1'750 

67 

67 

3 7 1' '!' E I L :..' N G D E R N U T Z F L A E C II E N 

A l 

A 2 

A 3 

A 4 

B l 

B 2 

B 3 

c 1 

D 1 

D 2 

D 3 

D 4 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Nutzflächen total 

1'143,') 

1'143,0 

1'143,2 

1 '14 3 , 2 

952 , 6 

1'143 , 2 

1'143,2 

952,6 

8'764 

161 , 3 

161,3 

161,3 

161,3 

161, 3 

161, 3 

161, 3 

111, 7 

127,3 

127 ,3 

127 'J 

127,3 

l '7 50 

16 j , 3 

161 , 3 

161, 3 

161 , 3 

161,3 

l61,3 

161. 3 

111, 7 

127,3 

127,3 

127 ' 3 

127,3 

1'1~3,0 

1'143, 0 

1 1 143,2 

1'143,2 

952 , 6 

1'143, 2 

1 1 143,2 

952 6 

0 ' 514 
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